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Große Anfrage 

der Abgeordneten Schäfer (Offenburg), Dr. Schmude, Tietjen, Dr. Wernitz, 

Dr. Emmerlich, Bernrath, Duve, Frau Dr. Hartenstein, Jansen, Kiehm, Dr. Nöbel, 
Dr. Penner, Reuter, Schröer (Mülheim), Wartenberg (Berlin), Ibrügger 
und der Fraktion der SPD 


Datenverarbeitung im Sicherheitsbereich 


Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Urteil vom 
15. Dezember 1983 zum Volkszählungsgesetz das „Recht auf 
informationelle Selbstbestimmung" als eine Konkretisierung des 
allgemeinen Persönlichkeitsrechts anerkannt. Es hat Inhalt und 
Tragweite dieses Rechts festgestellt, soweit sie sich aus der Ver- 
fassung ergeben. Das Gericht hat Kriterien für die Datenerhebung 
und Datenverarbeitung entwickelt, die weit über den der Ent- 
scheidung zugrundeliegenden Sachverhalt, nämlich die Erhe- 
bung statistischer Daten zum Zwecke der Volkszählung, von 
Bedeutung sind. 

Grundlegende Aussagen des Gerichts sind insbesondere: 

, Unter den Bedingungen der modernen Datenverarbeitung 
wird der Schutz des einzelnen gegen imbegrenzte Erhebung, 
Speicherung, Verwendung und Weitergabe seiner persön- 
lichen Daten von dem allgemeinen Persönlichkeitsrecht des 
Artikels 2 Abs. 1 in Verbindung mit Artikel 1 Abs. 1 GG umfaßt. 
Das Grundrecht gewährleistet insoweit die Befugnis des einzel- 
nen, grundsätzlich selbst über die Preisgabe und Verwendung 
seiner persönlichen Daten zu bestimmen. 

Einschränkungen dieses Rechts auf „informationelle Selbstbe- 
stimmung" sind nur im überwiegenden Gemeininteresse zuläs- 
sig. Sie bedürfen einer verfassungsgemäßen gesetzlichen 
Grundlage, die dem rechtsstaatlichen Gebot der Normenklar- 
heit entsprechen muß. Bei seinen Regelungen hat der Gesetz- 
geber ferner den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zu beach- 
ten. Auch hat er organisatorische und verfahrensrechtliche 
Vorkehrungen zu treffen, welche der Gefahr der Verletzung 
des Persönlichkeitsrechts entgegen wirken. 1 

An anderer Stelle hat das Gericht ausgeführt, daß informationeile 
Selbstbestimmung — auch unter den Bedingungen moderner 
Informationstechnologien - voraussetze, daß dem einzelnen Ent- 
scheidungsfreiheit über vorzunehmende oder zu unterlassende 
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Handlungen einschließlich der Möglichkeit gegeben ist, sich auch 
entsprechend dieser Entscheidung tatsächlich zu verhalten. Wer 
nicht mit hinreichender Sicherheit überschauen könne, welche 
ihn betreffende Informationen in bestimmten Bereichen seiner 
sozialen Umwelt bekannt seien, und wer das Wissen möglicher 
Kommunikationspartner nicht einigermaßen abzuschätzen ver- 
möge, könne in seiner Freiheit wesentlich gebremst werden, aus 
eigener Selbstbestimmung zu planen oder zu entscheiden. Mit 
dem Recht auf informationelle Selbstbestimmung wären eine 
Gesellschaftsordnung und eine diese ermöglichende Rechtsord- 
nung nicht vereinbar, in der Bürger nicht mehr wissen könnten, 
wer was wann und bei welcher Gelegenheit über sie wisse. Wer 
unsicher sei, ob abweichende Verhaltensweisen jederzeit notiert 
und als Information dauerhaft gespeichert, verwendet oder wei- 
tergegeben würden, werde versuchen, nicht durch solche Verhal- 
tensweisen aufzufallen. Wer damit rechne, daß etwa die Teil- 
nahme an einer Versammlung oder einer Bürgerinitiative behörd- 
lich registriert werde, und daß ihm dadurch Risiken entstehen 
könnten, werde möglicherweise auf eine Ausübung seiner ent- 
sprechenden Grundrechte (Artikel 8, 9 GG) verzichten. Dies 
würde nicht nur die individuellen Entfaltungschancen des einzel- 
nen beeinträchtigen, sondern auch das Gemeinwohl, weil Selbst- 
bestimmung eine elementare Funktionsbedingung eines auf 
Handlungs- und Mitwirkungsfähigkeit seiner Bürger gründenden 
freiheitlich demokratischen Gemeinwesens sei. 

Das Verfassungsgericht betont insbesondere die Bedeutung der 
Zweckbindung sowie der Erforderlichkeit organisatorischer und 
verfahrensrechtlicher Vorkehrungen, welche der Gefahr der Ver- 
letzung des Persönlichkeitsrechts entgegenwirken. Es führt in 
diesem Zusammenhang aus, daß die Verwendung der Daten auf 
den gesetzlich bestimmten Zweck beschränkt sei. Schon ange- 
sichts der Gefahren der automatisierten Datenverarbeitung sei ein 
„amtshilfefester" Schutz gegen Zweckentfremdung durch Weiter- 
gabe und Verwertungsverbote erforderlich. Als weitere verfah- 
rensrechtliche Schutz Vorkehrungen seien Aufklärungs-, Aus- 
kunfts- und Löschungspflichten wesentlich. Wegen der für den 
Bürger bestehenden Undurchsichtigkeit der Speicherung und 
Verwendung von Daten unter den Bedingungen der automatisier- 
ten Datenverarbeitung und auch im Interesse eines vorgezogenen 
Rechtsschutzes durch rechtzeitige Vorkehrungen sei die Beteili- 
gung unabhängiger Datenschutzbeauftragter von erheblicher 
Bedeutung für einen effektiven Schutz des Rechts auf informatio- 
neile Selbstbestimmung. 

Die vom Verfassungsgericht aufgestellten verfassungsrechtlichen 
Anforderungen an die Zulässigkeit und den Umfang der Daten- 
verarbeitung erfordern auch eine gründliche Überprüfung der 
Informationspraxis und der bestehenden einschlägigen Rechts- 
vorschriften im Sicherheitsbereich. 

Hierzu besteht aber auch deswegen Veranlassung, weil die 
Datenverarbeitung bei den Sicherheitsbehörden in den letzten 
Jahren ständig weiter ausgebaut und ihre Methoden verfeinert 
worden sind. Im polizeilichen Bereich hat dies zur beständigen 
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Ausweitung der erfaßten Personenkreise geführt. Vor allem die 
verstärkte Anwendung des für Zwecke der Terrorismusbekämp- 
fung entwickelten PlOS-Verfahrens in anderen Kriminalitäts- 
bereichen und der zunehmende Einsatz von Spurendokumenta- 
tionssystemen führt in steigendem Umfang zur Erfassung weiterer 
Personen als nur der Verdächtigen oder Beschuldigten. Konzepte 
für die massenhafte Verarbeitung von Personendaten in polizei- 
lichen Informationssystemen führen zur Einbeziehung auch völlig 
Unbeteiligter. Bei der in Rheinland-Pfalz durchgeführten „Aktion 
Gitternetz" wurden bereits die Daten zehntausender völlig unbe- 
teiligter und ahnungsloser Autofahrer gespeichert. 

Auch bei den Nachrichtendiensten ist die Datenverarbeitung in 
beträchtlichem Ausmaß weiterentwickelt worden bzw. steht vor 
wichtigen qualitativen Änderungen. Es besteht deshalb Grund zu 
der Sorge, daß der ständige Ausbau der Datenverarbeitung Struk- 
turen und damit letztlich vollendete Tatsachen entstehen läßt, die 
mit den bestehenden Rechtsvorschriften nicht mehr in Einklang 
zu bringen sind (vergleiche auch: Sechster Tätigkeitsbericht des 
Bundesbeauftragten für den Datenschutz, Drucksache 10/877, 
S. 43 f.). 

Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Was hat die Bundesregierung bisher unternommen, um den in 
dem Urteü des Bundesverfassungsgerichts vom 15. Dezember 
1983 aufgestellten Anforderungen an die Datenverarbeitung 
auch hinsichtlich des Informationsverhaltens der Sicherheits- 
behörden des Bundes, nämlich 

— des Bundeskriminalamtes, 

— des Bundesgrenzschutzes, 

— des Bundesamtes für Verfassungsschutz, 

— des Militärischen Abschirmdienstes, 

— des Bundesnachrichtendienstes 

Rechnung zu tragen? 

2. Hat die Bundesregierung ein Konzept entwickelt, das - bei 
aller sachlich gebotenen Differenzierung in Teübereichen - 
als Grundlage für eine verfassungsgemäße Ausgestaltung der 
Informationsbeziehungen im Sicherheitsbereich dienen 
könnte? 

3. Welche zeitlichen Vorstellungen hat die Bundesregierung 
entwickelt, um die als erforderlich erachteten Maßnahmen 
umzusetzen? Wann ist mit der Vorlage entsprechender 
Gesetzentwürfe ans Parlament zu rechnen? 

Welche Übergangsmaßnahmen hat die Bundesregierung 
nach Erlaß des Volkszählungsurteüs bereits ergriffen? 

4. Welche Regelungen hält die Bundesregierung im Bereich der 
Sicherheitsbehörden des Bundes und ihrer Zusammenarbeit 
mit anderen Behörden, auch der Länder, für erforderlich, um 
dem vom Bundesverfassungsgericht aufgestellten Grundsatz 
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zu genügen, der Bürger müsse wissen können, wer was wann 
und bei welcher Gelegenheit über ihn wisse? 

5. Welche Schlußfolgerungen zieht die Bundesregierung für den 
Sicherheitsbereich aus dem Grundsatz, daß Einschränkungen 
des Rechts auf informationeile Selbstbestimmung nur im 
überwiegenden Allgemeininteresse und aufgrund einer spe- 
ziellen gesetzlichen Befugnis zur Verarbeitung personen- 
bezogener Daten zulässig sind? 

6. Welche konkreten Maßnahmen, differenziert nach den ein- 
zelnen Sicherheitsbehörden 

— Bundeskriminalamt, 

— Bundesgrenzschutz, 

— Bundesamt für Verteidigungsschutz, 

— Bundesnachrichtendienst, 

— Militärischer Abschirmdienst, 

beabsichtigt die Bundesregierung zur Regelung der Infor- 
mationserhebung? 

Wie gedenkt sie insbesondere den Grundrechtsschutz bei 
Erhebungsmethoden wie 

a) Befragung des Betroffenen, 

b) Befragung Dritter, 

c) Observation, 

d) Lauschangriff und Einsatz anderer technischer Mittel, 

e) Ausforschung von Versammlungen 

zu gewährleisten? 

7. Sieht die Bundesregierung die Notwendigkeit, die Vorschrif- 
ten über die Anfertigung, Aufbewahrung und sonstige Ver- 
wertung erkennungsdienstlicher Unterlagen zu verändern? 

Wenn ja, welche konkreten Maßnahmen plant die Bundes- 
regierung bis zum Inkrafttreten entsprechender neuer Rechts- 
vorschriften? 

8. Welche Maßnahmen plant die Bundesregierung, um im 
Sicherheitsbereich dem vom Bundesverfassungsgericht auf- 
gestellten Grundsatz der konkreten und präzisen gesetzlichen 
Zweckbestimmung Rechnung zu tragen? 

Welche Maßnahmen plant sie insbesondere hinsichtlich der 
polizeilichen Informationssysteme 

— Kriminalaktennachweis (KAN), 

— Aktenauswertungssysteme (PIOS-Dateien), 

— Spurendokumentationssysteme (SPUDOK-Dateien), 

— Textverarbeitungssystem (TESCH, FISCH)? 

Welche konkreten Maßnahmen plant die Bundesregierung 
für die verschiedenen personenbezogenen Datensamm- 
lungen der Nachrichtendienste? 
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9. Welche Schlußfolgerungen zieht die Bundesregierung aus 
dem vom Bundesverfassungsgericht aufgestellten grundsätz- 
lichen Verbot der „Datensammlung auf Vorrat zu unbestimm- 
ten Zwecken"? 

10. Welche Maßnahmen hält die Bundesregierung für erforder- 
lich, um den vom Bundesverfassungsgericht geforderten 
„amtshilfefesten" Schutz gegen Zweckentfremdung von 
Daten zu gewährleisten? 

11. Welche Regelungen sind nach Auffassung der Bundesregie- 
rung erforderlich, um dem verfassungsrechtlichen Verbot der 
automatisierten Herstellung von Persönlichkeitsprofilen und 
Bewegungsbildern zu genügen? 

Gibt es derartige automatisiert hergestellte Persönlichkeits- 
profile und Bewegungsbilder derzeit im Bereich der Sicher- 
heitsbehörden des Bundes? Wenn ja, welche Arten? 

12. Welche Maßnahmen plant die Bundesregierung, um die 
Rasterfahndung (Dateienabgleich) im Sicherheitsbereich 
rechtlich zu regeln? 

13. Welche Vorstellungen hat die Bundesregierung von der künf- 
tigen Ausgestaltung der Informationsübermittlung zwischen 
den Behörden der inneren Sicherheit untereinander (ins- 
besondere zwischen Polizei und Verfassungsschutz)? 

14. Welche Vorstellungen hat die Bundesregierung über die 
gesetzliche Regelung der Verwendung von personenbezoge- 
nen Daten aus der Strafverfolgung für Zwecke der polizei- 
lichen Gefahrenabwehr? 

15. Welche gesetzlichen Vorschriften hält die Bundesregierung 
aufgrund des Volkszählungsurteüs für die Amtshilfe der 
Grenzbehörden für die Nachrichtendienste für erforderlich? 

Welche konkreten Maßnahmen plant die Bundesregierung 
bis zum Inkrafttreten entsprechender gesetzlicher Vor- 
schriften? 

16. Wie gedenkt die Bundesregierung den Zugriff der Polizei auf 
Fremddatenbestände (z. B. Melderegister, geplantes Per- 
sonalausweisregister, geplantes Zentrales Verkehrsinforma- 
tionssystem, Ausländerzentralregister, Bundeszentralregister) 
zu regeln? 

17. Im neuen Zentralen Verkehrsinformationssystem (ZEVIS) 
sind die Daten aller Halter von Kraftfahrzeugen in der 
Bundesrepublik Deutschland gespeichert. 

Wie gedenkt die Bundesregierung dem Grundsatz der 
Zweckbindung der Daten hinsichtlich der im Rahmen von 
ZEVIS gespeicherten Daten Rechnung zu tragen? 

Welche Online-Anschlüsse (d.h. Direktabruf-Verfahren, bei 
dem im einzelnen Fall die Berechtigung der Abfragen vor 
Erteüung der Auskunft nicht mehr überprüft werden kann) 
beabsichtigt die Bundesregierung zuzulassen? 
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Welche Online-Anschlüsse an ZEVIS bestehen derzeit und 
auf welcher rechtlichen Grundlage beruhen sie? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß bei Einfüh- 
rung der sogenannten P-Anfrage (d. h. die Anfrage mit Hilfe 
der Personalien, auf die hin unter anderem die Anschrift des 
Halters übermittelt wird) die Gefahr droht, daß das Zentrale 
Verkehrsinformationssystem wie ein Ersatz-Bundesadreß- 
register genutzt werden könnte? 

Wie gedenkt die Bundesregierung der Gefahr entgegenzu- 
wirken, daß bei Einführung der sogenannten H-Anfrage (d. h. 
der Anfrage mit Hilfe des Kennzeichens, bei der der Name 
und die Adresse des Halters übermittelt wird) ständig im 
fließenden Verkehr durch die Polizei heimlich Identifizierun- 
gen vorgenommen werden können, ohne daß der Betroffene 
davon etwas bemerkt? 

18. Auf welche Weise möchte die Bundesregierung das Grund- 
recht auf informationelle Selbstbestimmung im grenzüber- 
schreitenden Datenverkehr der Sicherheitsbehörden schüt- 
zen, und zwar 

— im Rahmen der bestehenden Datenübermittlungen, 

— im Rahmen zu erwartender neuer Datenübermittlungen im 
Ausgleich für den Abbau der Grenzkontrollen? 

19. Welche Einwirkungsmöglichkeiten und Schutzansprüche des 
Betroffenen (Rechtsschutzgewährleistung, Auskuhfts-, 
Berichtigungs-, Löschungsansprüche, Benachrichtigungs- 
pflicht) müssen nach Ansicht der Bundesregierung geschaffen 
werden, um der Forderung des Bundesverfassungsgerichts 
nach organisatorischen und verfahrensrechtlichen Vor- 
kehrungen zu genügen? 

20. Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundesregierung, um 
die vom Bundesverfassungsgericht als besonders bedeutsam 
bezeichnete rechtzeitige Beteiligungs- und Kontrollmöglich- 
keit des Datenschutzbeauftragten zu verstärken? 

Bonn, den 5. Dezember 1984 


Schäler (Oflenburg) 

Dr. Schmude 

Tietjen 

Dr, Wernitz 

Dr. Emmerlich 

Bemrath 

Duve 

Frau Dr. Hartenstein 
Jansen 


Kiehm 
Dr. Nobel 
Dr. Penner 
Reuter 

Schröer (Mülheim) 
Wartenberg (Berlin) 
Ibrügger 

Dr. Vogel und Fraktion 


6 





Druck: Then6e Druck KG, 5300 Bonn, Telefon 23 19 67 

Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, Postfach 20 08 21, Herderstraße 56, 5300 Bonn 2, Telefon (02 28) 36 35 51 

ISSN 0722-8333 


